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Betr.: Schrittweise Errichtung einer gemeinsamen Marktor- 
ganisation für Wein und Harmonisierung des Wein- 
rechts in der EWG 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Gibbert, Leicht, 
Dr. Süsterhenn, Holkenbrink, Josten, Dr. Klepsch, 
Schultz (Gau-Bischofsheim) und Genossen 
— Drucksache V/943 — 


Die vorgenannte Kleine Anfrage beantworte ich namens der 
Bundesregierung wie folgt: 


1. Welche Schritte gedenkt die Bundesregierung zu unterneh- 
men, damit die EWG-Kommission endlich und in Bälde ihre end- 
gültigen Vorschläge für die gemeinsame Marktorganisation für 
Wein vorlegt? 

Die Bundesregierung hat bei den Beratungen über Wein in 
den verschiedenen Gremien der EWG-Kommission und des 
Rates die Kommission wiederholt gebeten, baldmöglichst Vor- 
schläge für eine gemeinsame Marktorganisation für Wein vor- 
zulegen. In den Ratssitzungen am 4./5. und 9./10. Mai 1966 hat 
die Kommission die Vorlage ihrer Vorschläge für eine Markt- 
ordnung für Konsumweine bis spätestens 1. März 1967 zugesagt. 
Die Bundesregierung wird auch weiterhin auf eine baldige Vor- 
lage drängen. Die Bundesregierung hat es in den letzten beiden 
Jahren erreicht, daß der EWG-Ministerrat keine Erhöhung 
der Weinkontingente beschlossen hat, weil die Kommission ihre 
Vorschläge für eine Marktordnung für Konsumweine immer 
noch nicht vorgelegt hat. 
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2. Auf welche Weise soll nach Ansicht der Bundesregierung sicher- 
gestellt werden, daß hierbei die besonderen Produktions- und 
Marktverhältnisse der deutschen Weinbauwirtschaft ausreichend 
berücksichtigt werden? 

Die Bundesregierung wird keinen Vorschlägen zustimmen, 
die die besonderen Produktions- und Marktverhältnisse der 
deutschen Weinwirtschaft nicht ausreichend berücksichtigen, 
und wird zur Wahrung ihrer Interessen in enger Fühlungnahme 
mit den Beteiligten alle Möglichkeiten ausschöpfen, die der 
EWG-Vertrag bietet. Die Bundesregierung beabsichtigt, in Kür- 
ze die grundsätzlichen Fragen in Verhandlungen mit den EWG- 
Mitgliedsstaaten zu erörtern. 


3. Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um zu verhindern, 
daß Pläne Gesetzeskraft erlangen, welche aus dem „Arbeitsdo- 
kument für die Ausarbeitung einer Regelung über Weine" 
der Untergruppe Weine und alkoholische Getränke der EWG- 
Kommission (1897/VI/66-D) hervorgehen und die den deutschen 
Weinbau tödlich treffen würden, weil die vorgesehenen Rege- 
lungen nicht aufgrund der ökologischen Bedingungen diffe- 
renziert sind, z. B. 

a) einheitliches EWG-Mindestmostgewicht, 

b) einheitliche EWG-Verbesserungsgrundsätze? 

Was gedenkt die Bundesregierung im übrigen zu tun, um zu 
verhindern, daß der vorgesehene Verschnitt von Weinen und 
ihrer Vorprodukte verschiedener Ursprungsländer erlaubt wird? 


Das Arbeitsdokument Nr. 1897/VI/66 wird zur Zeit in der Un- 
tergruppe „Wein und alkoholische Getränke'' beraten. Die 
Bundesregierung wird sich für die Festsetzung differenzierter 
Mindestmostgewidite und Verbesserungsrichtlinien, entspre- 
chend den in den einzelnen Klimazonen bestehenden ökologi- 
schen Bedingungen, einsetzen. Sie wird ferner darauf hinwir- 
ken, daß ein Verschnitt von Weinen und Weinausgangsstoffen 
verschiedener Mitgliedstaaten in der von der Kommission vor- 
geschlagenen Art und Weise nicht zugelassen wird. Aufgrund 
der bisherigen Haltung der deutschen Vertreter hat die Kom- 
mission bereits neue Vorschläge in Aussicht gestellt. 


4. Wird die Bundesregierung dafür Sorge tragen, daß die ver- 
schiedenen EWG-Vorlagen betreffend Weinbau und Wein nicht 
einzeln, sondern im Zusammenhang beraten und beschlossen 
werden? 

Bei den Beratungen über Wein in Brüssel ist nicht nur von deut- 
scher Seite, sondern auch von den anderen Mitgliedstaaten 
wiederholt darauf hingewiesen worden, daß die von der Kom- 
mission auf dem Weingebiet beabsichtigten Regelungen im 
Zusammenhang gesehen werden müssen. Die Bundesregierung 
wird daher Teilregelungen nicht zustimmen, solange ihre Aus- 
wirkungen im Rahmen der Gesamtregelung des Weinmarktes 
nicht zu übersehen sind. 
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5. Glaubt die Bundesregierung, daß der freie Warenverkehr auf 
dem EWG-Weinmarkt ohne schwerste Schädigung des deut- 
schen Weinbaues verwirklicht werden kann, wenn nicht vor- 
her sämtliche gesetzlichen Voraussetzungen für die gemein- 
same Marktorganisation und die Harmonisierung des Wein- 
rechtes unter Berücksichtigung der besonderen Produktions- 
bedingungen der jeweiligen Klimazonen geschaffen sind? 

Nach dem Zeitplan des Rates soll der freie Warenverkehr für 
Konsumwein spätestens am 31. Oktober 1969 verwirklicht 
werden. Die Bundesregierung wird sich jedoch dafür einsetzen, 
daß vorab sämtliche gesetzlichen Voraussetzungen für die ge- 
meinsame. Marktorganisation für Wein und die Harmonisie- 
rung des Weinrechts geschaffen werden. 


Höcherl 
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